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BUNDESVERBAND DEUTSCHER VERSICHERUNGSKAUFLEUTE e.V. 

Stellungnahme 

des 
Bundesverbandes Deutscher Versicherungskaufleute e.V. 

zum Entwurf eines Gesetzes  
zur Modernisierung der Finanzaufsicht über Versicherungen 

BT-Drucksache 18/2956 vom 22.10.2014 

I. Allgemeine Anmerkungen  

Der Bundesverband Deutscher Versicherungskaufleute e.V. (BVK) vertritt die Interessen von 

mehr als 40.000 selbständigen Versicherungs- und Bausparkaufleuten in Deutschland. Hier-

zu zählen Versicherungsvermittler aller Vertriebswege – Einfirmenagenten, Mehrfachagenten 

und Versicherungsmakler. Der „Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung der Finanzauf-

sicht über Versicherungen“ könnte im Hinblick auf einige Neuregelungen auch Gruppierun-

gen der BVK-Mitglieder betreffen. Mit dieser Stellungnahme sollen daher einige Aspekte an-

gesprochen werden, die nach Verbandsansicht im Rahmen der Neuregelungen Berücksich-

tigung finden sollten.  

II. Stellungnahme im Einzelnen

1. Zu § 32 Ausgliederung

In Absatz 2 finden sich folgende neue Formulierungen (geändert wurde der alte § 64a Abs. 4 

VAG): 

„… Insbesondere hat das ausgliedernde Unternehmen hinsichtlich der von der Ausgliede-

rung betroffenen Funktionen und Versicherungstätigkeiten sicherzustellen, dass 

     Vorlage zur Öffentlichen Anhörung am 3.12.2014
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1. das Unternehmen selbst, seine Abschlussprüfer und die Aufsichtsbehörde auf alle Daten

zugreifen können, 

2. der Dienstleister mit der Aufsichtsbehörde zusammenarbeitet und

3. die Aufsichtsbehörde Zugangsrechte zu den Räumen des Dienstleisters erhält, die sie

selbst oder durch Dritte ausüben kann. 

….“ 

Stellungnahme 

Die gesetzliche Formulierung kann so verstanden werden, dass mit dem hier angesprochenen 

„Dienstleister“ auch ein Versicherungsmakler (bzw. eine Maklerin) gemeint sein kann. Sollte 

diese Auslegungsmöglichkeit beabsichtigt sein, ergibt sich zunächst im Hinblick auf die Ziffer 

1. ein datenschutzrechtliches Problem. Der jederzeitige Zugriff auf „alle Daten“ erscheint in

keiner Weise angemessen und gerechtfertigt. Das Versicherungsmaklerunternehmen ist ein 

eigenständiges Unternehmen, das eigenverantwortlich die entsprechenden datenschutzrecht-

lichen Bestimmungen zu erfüllen hat. Wenn Versicherte den Makler datenschutzrechtlich er-

mächtigen, bedeutet dies keinesfalls, dass gleichzeitig andere Dritte ermächtigt sein sollen. 

Im Hinblick auf die unter Ziffer 2.  formulierte Forderung stellt sich die Frage, ob diese Rege-

lung bedeutet, dass vorgesehen ist, dass die Aufsichtsbehörde (BaFin) künftig auch direkt als 

Aufsicht für Versicherungsmakler fungieren wird.  

Zurzeit obliegt die Aufsicht über Versicherungs- und Finanzvermittler sowie die entsprechen-

den –makler und –berater den kommunalen Gewerbeämtern und Industrie- und Handelskam-

mern. Eine Übertragung der Aufsicht auf die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 

(BaFin) hält der BVK aus mittelständischer und berufspolitischer Sicht für verfehlt, und zwar 

aus folgenden Gründen: 

� Die bestehende Aufsicht hat sich bewährt. Die Strukturen sind vorhanden, die die Auf-

sicht wirtschaftsnah, sachkompetent und unbürokratisch garantieren.
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� Die jetzigen regionalen Einheiten als Ansprechpartner vor Ort entsprechen den Erfor-

dernissen des regionalen mittelständisch geprägten Marktes. Eine zentrale Behörde

wäre durch den erforderlichen großen bürokratischen und kostenintensiven Aufwand

nicht in der Lage, die große Anzahl der Versicherungs- und Finanzkaufleute effizient

zu beaufsichtigen.

� Angesichts der positiven Erfahrungen seit der Umsetzung der Versicherungsvermitt-

lerrichtlinie im Jahr 2007 begrüßen wir die Selbstverwaltungslösung und wünschen

uns hier eine ausdrückliche bundeseinheitliche Zuständigkeitslösung zugunsten der

IHK-Organisation.

� Der DIHK hat die Kosten für eine BaFin-Aufsichtslösung im Rahmen der Novellierung

des Finanzanlagenvermittler- und Vermögensanlagenrechts auf 8.000 € jährlich pro

Finanzdienstleister beziffert. Demgegenüber wird für eine Erlaubniserteilung für Versi-

cherungsvermittler bei den IHKn etwa 200 € verlangt (vgl. Stellungnahme des DIHK

zum Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Novellierung des Finanzanlagenvermitt-

ler- und Vermögensanlagenrechts, BT-Drucksache 17/6051 vom 06.06.2011). Für vie-

le Kaufleute würden die hohen Aufsichtskosten der BaFin einem verfassungswidrigen

Berufsverbot gleichkommen.

� Geht man also von rd. 8.000 € jährlichen Mehrkosten für die BaFin-Aufsichtslösung

aus, so könnte diese Mehrbelastung nur durch zusätzliche Provisionen oder Honorare

der Versicherungs- und Finanzkaufleute verdient werden. Dies würde sich letzten En-

des nachteilig für die Verbraucher auswirken. Der dadurch neu entstehende Ver-

triebsdruck stünde damit im diametralen Gegensatz zu der Motivation des Verbrau-

cherschutzes, den Anlegerschutz zu erhöhen.

Auch die Formulierung unter Ziffer 3.  ist erläuterungsbedürftig. Zunächst wäre wieder zu klä-

ren, ob grundsätzlich mit dem „Dienstleister“ auch ein Maklerunternehmen gemeint sein soll.  

Im Übrigen stellen sich u.a. folgende Fragen: 

� Sollen die Zugangsrechte jederzeit und ohne Ankündigung ausgeübt werden können?
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� Welche Rechte sollen diese Zugangsrechte beinhalten?

� Werden die Rechte anderer (Kunden) datenschutzrechtlich berührt?

� Können die hier erwähnten „Dritten“ auch Versicherungsunternehmen sein?

Wenn die Gesetzesänderung tatsächlich dahingehend ausgelegt werden soll, Versiche-

rungsunternehmen im Verhältnis zu Versicherungsmaklern derartig weitreichende Kontroll-

rechte einzuräumen, wären praktische und rechtliche Konflikte vorprogrammiert.  

Der Versicherungsmakler ist selbständiger Gewerbetreibender, er ist unabhängig von den 

Versicherungsunternehmen und seinen Kunden vertraglich verbunden. Der Makler steht „im 

Lager“ des Versicherungsnehmers. Er ist nach gefestigter Rechtsprechung „treuhänderähn-

licher Sachwalter“ des Versicherungsnehmers. Diese Aufgabe kann ein Versicherungsmak-

ler selbstverständlich nur dann erfüllen, wenn seine Unabhängigkeit von den Versicherungs-

unternehmen gewährleistet ist. Die neuen Regelungen zu § 32 VAG mit ihren weitreichen-

den Eingriffsbefugnissen stehen eindeutig im Widerspruch zum Status des Maklers. 

Fazit  

Nach der Einschätzung des BVK ist hinsichtlich der Ziffer 1.  unbedingt eine Konkretisierung 

notwendig. 

Im Hinblick auf Ziffer 2.  sollte klargestellt werden, dass die Bundesanstalt für Finanzdienst-

leistungsaufsicht nicht direkt als Aufsicht für Versicherungsmakler fungiert.  

Die Formulierung in Ziffer 3. kollidiert zwangsläufig mit dem Status des Versicherungsmak-

lers. Hier muss konkretisiert werden, in welchem Umfang der Dienstleister die eingeforderten 

Zugangsrechte zu gewähren hat. Die pauschale Übertragung der Zugangsrechte auf „Dritte“ 

ist zu streichen. 
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2. Zu § 54 Vereinfachte Sorgfaltspflichten /

§ 55 Vereinfachungen bei der Durchführung der Identifizierung

Bei diesen Regelungen handelt es sich nicht um neue Gesetzesformulierungen. Die Überar-

beitung des VAG böte jedoch die Möglichkeit, vereinfachte Sorgfaltspflichten auch für Versi-

cherungsvermittler zu formulieren.  

Stellungnahme 

Verpflichtete nach dem Geldwäschegesetz sind in der Versicherungsbranche, neben den 

Versicherern selbst, seit der 3. EU-Anti-Geldwäscherichtlinie (205/60/EG) ausdrücklich 

auch die Versicherungsvermittler, sofern sie Lebensversicherungen oder Dienstleistungen 

mit Anlagezweck oder Unfallversicherungen mit Beitragsrückgewähr vermitteln. Ausge-

nommen sind dabei lediglich die gebundenen Vermittler nach § 34 d Abs. 4 GewO, also 

diejenigen, die sich über einen Versicherer haben registrieren lassen.  

Das bedeutet, dass es in der Vermittlerbranche rund 80.000 nach dem Geldwäschegesetz 

verpflichtete Makler, Mehrfachagenten und selbst registrierte Ausschließlichkeitsvermittler 

gibt.  

Die Vereinfachungen im Hinblick auf die Sorgfaltspflichten und auf die Identifizierung – so-

wohl nach den alten §§ 80 e und f VAG, als auch nach den neuen §§ 54 und 55 VAG – 

gelten jedoch nicht für Versicherungsvermittler, sondern nur für Versicherungsunterneh-

men.  

Diese Regelungen haben also zur Folge, dass die überwiegend kleinen bis mittelständi-

schen Versicherungsvermittlerunternehmen strengeren Sorgfaltspflichten unterworfen sind 

als Versicherungsgesellschaften, bei denen es sich um Großunternehmen handelt.  

Es ist nicht nachzuvollziehen, warum für Versicherungsunternehmen vereinfachte Sorg-

faltspflichten und Vereinfachungen bei der Durchführung der Identifizierung gesetzlich ge-

währleistet werden sollen, entsprechende Vereinfachungen für Versicherungsvermittler 

nach dem Gesetz jedoch nicht vorgesehen sind. 
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3. Gesetzliche Regelung des Provisionsabgabeverbots

Gemäß § 81 Abs. 3 VAG ist z.Zt. auf Verordnungsebene geregelt, dass die Abgabe der 

Vermittlungsvergütungen an Personen, die am Versicherungsvertrag beteiligt sind, untersagt 

ist. Der BVK vertritt die Auffassung, dass das Provisionsabgabeverbot in einer eigenen ge-

setzlichen Regelung im Versicherungsaufsichtsgesetz (VAG) verankert werden soll und un-

terstützt damit die seinerzeitige Empfehlung des Bundesrates zur gesetzlichen Regelung 

(vgl. Bundesrats-Drucksache 90/1/12 vom 16.03.2012, S. 15). Damit würde Rechtssicherheit 

geschaffen und darüber hinaus ein deutliches Signal in Richtung Verbraucherschutz gesetzt. 

Des Weiteren ist im Rahmen des Provisionsabgabeverbotes insbesondere § 80 Abs. 5 VAG 

zu beachten: Mit der gesetzlichen Verpflichtung der Provisionsverteilung auf 5 Jahre muss 

die Weitergabe von Provisionen verboten bleiben, um den Willen des Gesetzgebers nicht zu 

konterkarieren. 

Im Übrigen verweisen wir auf unsere Stellungnahme vom 21. Mai 2012, die als Anlage bei-

gefügt ist. 

Bonn, den 28. November 2014 

Bundesverband 
Deutscher Versicherungskaufleute e.V. 
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Stellungnahme 
des  

Bundesverbandes Deutscher Versicherungskaufleute e.V. 
 
 

im Konsultationsverfahren 4/2012 
der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 

 
zur 

 
Zukunft des Verbots der Gewährung von Sondervergütungen und  

der Schließung von Begünstigungsverträgen 
 

 
 
 
 

Der Bundesverband Deutscher Versicherungskaufleute e.V. (BVK), der die Interessen von 

ca. 40.000 Versicherungsvertretern und Maklern vertritt, nimmt im Konsultationsverfahren 

4/2012 der BaFin vom 26. April 2012 wie folgt Stellung: 

 

I. 
Regelungsgegenstand des Konsultationsverfahrens 

 

Das Verwaltungsgericht Frankfurt a.M. hat in seiner Entscheidung vom 24. Oktober 2011 

(Az. 9 K 105/11 F.) das sogenannte „Provisionsabgabeverbot“ wegen fehlender Be-

stimmtheit für rechtswidrig angesehen. Gegenstand des Verfahrens war die Frage der Zu-

lässigkeit der Gewährung von Sondervergütungen durch Versicherungsunternehmen an 

den Kunden und damit auch die Weitergabe von Vermittlungsprovisionen an den Endkun-

den, wobei die Provisionen von den Unternehmen für die erfolgreiche Vermittlung von Fi-

nanz- und Versicherungsprodukten angeboten wurden. 

 

Nach dem Provisionsabgabeverbot ist das Bundesministerium für Finanzen (BMF) gemäß 

§ 81 Abs. 3 Satz 1 VAG ermächtigt, durch Rechtsverordnung  
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„allgemein oder für einzelne Versicherungszweige den Versicherungsunterneh-

men und Vermittlern von Versicherungsverträgen zu untersagen, dem Versiche-

rungsnehmer in irgendeiner Form Sondervergütungen zu gewähren; ebenso kann 

es allgemein oder für einzelne Versicherungszweige den Versicherungsunter-

nehmen untersagen, Begünstigungsverträge abzuschließen und zu verlängern.“ 

 

Das BMF hat diese Aufgabe entsprechend der Vorschrift des § 81 Abs. 3 Satz 2 VAG an 

die BaFin übertragen. 

 

II. 
Schutzzweck und Auswirkungen des Provisionsabgabeverbotes 

 

1. Das Provisionsabgabeverbot geht auf eine frühere Anordnung des der BaFin vorher-

gehenden Reichsaufsichtsamts für Privatversicherung vom 14. August 1923 zurück 

und beruhte auf einer Verordnungsermächtigung im Versicherungsaufsichtsgesetz 

vom 26. Juli 1923 (§ 64 Abs. 2 VAG), der eine Anordnung des Reichsaufsichtsamtes 

vom 5. Juni 19341 folgte. 

 

2. Begründet wurde das Provisionsabgabeverbot zum einen mit der Ungleichbehand-

lung der Versicherten, die nur aufgrund besseren Verhandlungsgeschicks eine Son-

dervergütung in unterschiedlicher Höhe erreichen konnten. Diese Sondervergütung 

müsse dazu führen, dass die Versicherungsunternehmen zum Ausgleich dieser Auf-

wendungen höhere Tarife einführen müssten und die daraus resultierende Provisi-

onstreiberei die Versicherungsprodukte insgesamt und für alle Versicherte unnötig 

verteuern würden. Als weiterer Grund wurde auch angeführt, dass den Versiche-

rungsvermittlern ein auskömmliches Einkommen gesichert werde und sie nicht verlei-

tet würden, Produkte an den Kunden zu vermitteln, die zum Ausgleich von Minder-

einnahmen durch die Provisionsabgabe nicht am Bedarf des Kunden ausgerichtet 

seien, sondern eine möglichst hohe Provisionserwartung in den Vordergrund stellen, 

die eine teilweise Weitergabe der Provision an den Kunden ermöglicht und erlaubt. 

 

3. Das Provisionsabgabeverbot hat über viele Jahrzehnte mit dazu beigetragen, dass 

der Verbraucher nicht mit falschen Anreizen zum Abschluss von Versicherungsver-

trägen verleitet und dass die Beratungsqualität durch den Vermittler sichergestellt 

                                                 
1  Veröffentlichung des Reichsaufsichtsamtes für Privatversicherungen (VerAfP) 1934, Seite 98 ff.; 
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wurde. Ohne Abgabeverbot ist zu befürchten, dass der Versicherungsnehmer zu 

schnellen Abschlüssen animiert und der Kunde selbst verleitet wird, nicht nach sei-

nem eigenen Bedarf Versicherungsverträge abzuschließen, sondern nach der Höhe 

der Provision, die an ihn fließt, entscheidet. 

 

4. Das Provisionsabgabeverbot hat im Übrigen dazu geführt, dass der Versicherungs-

vermittler seine gesamte Tätigkeit „quersubventioniert“. Alle Beratungsleistungen, 

auch die nicht zu einem Abschluss führenden, erbringt der Versicherungsvermittler 

unentgeltlich und daher provisionsfrei. Diese Leistungen kann der Vermittler nur dann 

erbringen, wenn er aus der Vermittlung selbst eine angemessene Provision erhält, die 

seine unentgeltliche Tätigkeit aus Provisionseinnahmen von vermittelten Verträgen fi-

nanziert. Zu einer Querfinanzierung kommt es des Weiteren, weil Provisionen aus der 

Vermittlung von z.B. Sachversicherungen oftmals den Beratungsaufwand nicht de-

cken. So erfordert die Vermittlung von Kfz-Policen eine umfassende Beratung, für die 

nicht selten nur eine Jahresprovision von 20,00 € erzielt wird, die nicht kostende-

ckend ist und aus der auch Agenturkosten des Vermittlers finanziert werden müssen. 

 

 

III.  
Kritik am und rechtliche Bedenken gegen das Provisionsabgabeverbot  

 

1. Das Provisionsabgabeverbot ist in den letzten Jahren oftmals kritisiert worden. Im 

Vordergrund der Kritik steht dabei die Behauptung, dass das Verbot eine den Wett-

bewerb einschränkende Wirkung habe und dass es die provisionsbasierte Versiche-

rungsvermittlung stütze, wobei der Vermittler seinen Rat nach eigenen Provisionsinte-

ressen erteile. 

 

Diese Kritik übersieht zum einen,  

 

a. dass der Wettbewerb im Vertrieb von Versicherungsprodukten nicht über die Höhe 

der Provision stattfindet, sondern über das Produkt und seine Prämie,  

b. dass es den Regeln des Wettbewerbs entspricht, wenn ein Unternehmen außer-

halb der mit dem Vermittler vereinbarten Provision günstigere Bedingungen oder 

Prämien anbietet als seine Konkurrenten, und 

c. dass bei der Vermittlung von Versicherungen durch Versicherungsvertreter, die in 

der Ausschließlichkeit tätig sind und deren Marktanteil bei etwa 80 % liegt, eine 
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provisionsorientierte Beratung schon deswegen nicht möglich ist, weil sie Produkte 

anderer Versicherungsunternehmen wegen der vertraglichen Bindung gar nicht 

anbieten dürfen und der Verstoß gegen die Ausschließlichkeitsbindung in aller Re-

gel eine fristlose Kündigung des Vertretungsvertrages nach sich zieht.  

 

Die Kritik übersieht aber vor allem,  

 

d. dass die umfassenden Informations-, Beratungs- und Dokumentationspflichten für 

alle Versicherungsvermittler nach §§ 60 VVG2 eine provisionsorientierte Beratung 

und Vermittlung ausschließen bzw. bei Nichtbeachtung zu einer Schadenersatz-

pflicht führten. Weiterhin wird übersehen, dass nach §§ 1 ff. der VVG-Informations- 

pflichtenverordnung3 dem Versicherten mitgeteilt werden muss, welche Ab-

schlusskosten von den zu zahlenden Prämien anfallen. 

 

Die gesetzlichen Pflichten zur objektiven Beratung des Versicherten durch den 

Versicherungsvermittler sind nach Auffassung des BVK völlig ausreichend, eine 

provisionsorientierte Beratung auszuschließen. Dies findet seine Bestätigung 

durch den Versicherungsombudsmann, der bei ca. 1 Million jährlichen Versiche-

rungsvertragsabschlüssen nur 162 zulässige Beschwerden gegen Versicherungs-

vermittler zu behandeln hatte.4 

 

2. Kritik am Provisionsabgabeverbot findet sich auch in der Behauptung, dass durch das 

Verbot das eigentlich verbraucherfreundlichere Vertriebsprinzip der Honorarberatung 

gehemmt werde. 

 

Diese Kritik ignoriert das Verbraucherinteresse. Der Beruf des Versicherungsberaters 

war gesetzlich geregelt durch das Rechtsberatungsgesetz und wurde im Versiche-

rungsvermittlerrecht in § 34e GewO neu geregelt. Obgleich also das Angebot, Versi-

cherungsberatungen bei einem registrierten Versicherungsberater in Anspruch zu 

nehmen, seit langem besteht, sind bundesweit nur ca. 240 Versicherungsberater re-

gistriert. Daraus ist der Verbraucherwille deutlich abzuleiten, keine zusätzlichen Kos-

ten für eine Beratungsleistung zu tragen, die durch den Versicherungsvermittler kos-

tenfrei und bei engen gesetzlichen Auflagen erbracht wird. 

 

                                                 
2  Gesetz über den Versicherungsvertrag vom 23. November 2007 (BGBl. I Seite 2631); 
3  Verordnung über Informationspflichten bei Versicherungsverträgen vom 18. Dezember 2007 (BGBl. I Seite 3004); 
4  Jahresbericht des Versicherungsombudsmann e.V., Jahresbericht 2010, Seite 62 f.;  
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IV. 
Europäisches Recht schließt staatliche Provisionsabgabeverbote nicht aus 

 

1. Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat in seinem Urteil vom 17. November 1993 

(C2/91) bereits ausgeführt, dass Normen des EWG-Vertrages staatlichen Regelun-

gen nicht entgegenstehen, durch die es Versicherungsvermittlern untersagt ist, die 

von den Versicherungsgesellschaften erhaltenen Provisionen ganz oder teilweise an 

ihre Kunden abzugeben, wenn jeder Zusammenhang mit einem von Artikel 85 Abs. 1 

EWG-Vertrag (heute Artikel 81) erfassten Verhalten von Unternehmen fehlt. Die Re-

gelungskompetenz des deutschen Provisionsabgabeverbots wird aber nicht privaten 

Wirtschaftsunternehmen übertragen, sondern wird vom Gesetzgeber selbst wahrge-

nommen. 

 

2. Ein gesetzliches Verbot, mit dem es Versicherungsunternehmen und Versicherungs-

vermittlern untersagt ist, Provisionen an den Versicherten weiterzuleiten, findet sich in 

den übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft nicht. Darauf weist die 

Europäische Union in einer Sektorenuntersuchung hin5. Anders als bei der Frage, ob 

aus Verbraucherschutzgründen die Provisionen und Courtagen für die Vermittlung 

von Versicherungsprodukten offengelegt werden sollten, wird in der vorgenannten 

Untersuchung keine Kritik an dem gesetzlichen Provisionsabgabeverbot zum Aus-

druck gebracht. Auch strebt die Kommission nach ihren Äußerungen nicht an, eine 

europäische Regelung zu schaffen, nach der solche Verbote europaweit durch eine 

Richtlinie kodifiziert oder untersagt werden sollen. Die Sektorenuntersuchung weist 

lediglich darauf hin, dass horizontale Vereinbarungen oder abgestimmte Verhaltens-

weisen von Versicherungsvermittlern bzw. Entscheidungen ihrer Branchenverbände, 

Kunden keine Provisionsrabatte zu gewähren, Wettbewerbsbeschränkungen im Sin-

ne von Artikel 81 EG-Vertrag darstellen.  

 

 

V. 
Fortwirkung des gesetzlichen Provisionsabgabeverbots 

 

1. Das Urteil des Verwaltungsgerichts Frankfurt (siehe unter Ziffer I.), das zu dem Er-

gebnis kommt, dass das Provisionsabgabeverbot wegen nicht hinreichender Be-

stimmtheit unwirksam ist, hebt das Verbot nicht auf, da es nur für den entschiedenen 
                                                 
5  Untersuchung der Unternehmensversicherungen gemäß Artikel 17 der Verordnung (EG) Nr. 1/2003 (Abschlussbericht, 

KOM(2007) 556 endgültig, Ziffer 24; 
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Fall Geltung erlangte. Die beklagte BaFin sah im konkreten Einzelfall keinen geeigne-

ten Fall, um die Rechtmäßigkeit des Provisionsabgabeverbots als Ganzes höchstrich-

terlich klären zu lassen, so dass sie die zunächst eingelegte Sprungrevision zurück-

nahm. 

 

2. Die Frage der Bestimmtheit des Provisionsabgabeverbotes sollte nach Auffassung 

des Verwaltungsgerichts Frankfurt nicht untersucht werden. Wohl aber wies es darauf 

hin, dass der EuGH in seinem Urteil vom 27. November 1993 (a.a.O.) keine Zweifel 

an der Bestimmtheit des Verbotes geäußert und selbst eine Definition einer Sonder-

vergütung abgegeben hat, wonach eine Sondervergütung „jede unmittelbare oder 

mittelbare Zuwendung neben den Leistungen auf Grund des Versicherungsvertrages, 

insbesondere Provisionsabgabe, ist.“ 

 
 

VI. 
Gründe für eine Fortgeltung des Provisionsabgabeverbotes 

 

Aus Sicht des BVK sprechen auch heute viele ursprüngliche und gewichtige Gründe des 

Gemeinwohlinteresses für eine Beibehaltung des Provisionsabgabeverbotes, die - nicht 

abschließend - nachfolgend genannt werden. 

 

1. Ein Wegfall des Provisionsabgabeverbotes würde zu einer Ungleichbehandlung der 

Versicherten führen und vor allem diejenigen begünstigen, die wirtschaftlich stark 

sind und aus ihrer Position Druck auf eine Absenkung der Provisionen ausüben kön-

nen. Geschwächt würden hingegen Privatkunden, deren Bedeutung für Versiche-

rungsunternehmen und Versicherungsvermittler geringer ist. 

 

2. Bei Wegfall des Provisionsabgabeverbotes wird die Entscheidung des Kunden, wel-

ches Produkt oder welches Versicherungsunternehmen er wählt, davon beeinflusst 

sein, wie und wo er die höchste Rabattierung erreicht. 

 
3. Der Versicherungsvermittler wird bei Fortfall des Provisionsabgabeverbotes und da-

mit mit der Provisionsrabattierung, die bei ihm zu geringeren Eigenanteilen an der 

Provision führt, schon aus wirtschaftlichen Gründen gezwungen sein, den Beratungs-

umfang zu Lasten des Kunden und damit verbraucherfeindlich zu minimieren, um 

durch Zeitersparnis und zum Ausgleich der weitergegebenen Provision neue Kunden 

zu akquirieren. Schon heute liegen aber die durchschnittlichen Provisionseinnahmen 
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der kleineren und mittleren Versicherungsagenturen jährlich bei ca. 63.000,00 € vor 

Betriebskosten und Steuern6, die wiederum bei 40 bis 60 % liegen, so dass davon 

ausgegangen werden muss, dass vielen kleineren Agenturen die wirtschaftliche 

Grundlage ihrer Tätigkeit entzogen werden wird. 

 
Die zu erwartenden eingeschränkten Beratungs- und Betreuungsleistungen gegen-

über den Kunden werden vor allem beim Versicherungsschutz für die zusätzliche pri-

vate Altersversorgung Auswirkungen haben, also einem Versicherungsschutz, der 

gegen die Altersarmut dringend erreicht werden muss. 

 
4. Die bisherige „Quersubventionierung“, wonach hohe Provisionen bei hohen Versiche-

rungssummen und -umfängen zum Ausgleich der Verluste bei minimalen Versiche-

rungssummen und -umfängen verwendet werden, wird nicht mehr möglich sein, so 

dass es zu einem höheren Preisniveau und damit zu einer Verteuerung der Versiche-

rungsprodukte kommen wird.  

 

5. Bei Wegfall des Provisionsabgabeverbotes könnte zur Erreichung der bisherigen Hö-

he der Provisionseinnahmen umgekehrt die „Verlockung“ provoziert werden, dass der 

Vermittler „privat“ einen finanziellen Ausgleich vom Kunden fordert, was bei Einfir-

menvertretern regelmäßig zur Vertragsverletzung führen würde. 

 

Die absehbaren Auswirkungen bei Fortfall des Provisionsabgabeverbotes, die vor allem 

den Versicherten und Verbraucher belasten, rechtfertigen im Allgemeinwohlinteresse eine 

fortdauernde Beschränkung der Berufsausübungsfreiheit nach Artikel 12 Abs. 1 GG. 

 
VII. 

BVK-Regelungsvorschlag 
 

Der BVK vertritt aus vorstehenden Erwägungen die Auffassung, dass das Provisionsab-

gabeverbot aufrechterhalten bleiben muss. Angesichts der auch heute noch fortgeltenden 

Bedeutung des Verbotes schlägt der BVK wie auch der Gesamtverband der Deutschen 

Versicherungswirtschaft e.V. (GDV)7 vor, dieses Vergütungsabgabeverbot in einer eige-

nen gesetzlichen Regelung im Versicherungsaufsichtsgesetz (VAG) zu verankern und un-

terstützt damit die Empfehlung des Bundesrates zur gesetzlichen Regelung8. Gleichzeitig 

                                                 
6  Institut für Handelsforschung, Köln, Betriebsvergleich 2010, in: Versicherungsvermittlung 2011, Heft 11/12 2011, S. 408 ff.; 
7  Stellungnahme zum Regierungsentwurf des Zehnten Gesetzes zur Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes vom 5. 

März 2012, Seite 12;  
8 Empfehlung des Bundesrats, BR-Drs. 90/1/12 vom 16.03.2012, Seite 15; 
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sollte die BaFin ermächtigt werden, wirksamer und informativer die Zusammenarbeit zwi-

schen Verbrauchern und Verbänden zu gestalten, so dass auch Anzeigende von Verstö-

ßen gegen das Provisionsabgabeverbot über die Bearbeitung und den Ausgang von An-

zeigen informiert werden können. 

 
Bonn, den 21. Mai 2012 
 
 
 

    
     
RA Dr. Wolfgang Eichele   RAin Judith John 
Hauptgeschäftsführer   Referatsleiterin  

                                                                                                                                                      
 




